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1. Instanz

Aktenzeichen S 12 RJ 807/97 A
Datum 12.12.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 16 RJ 269/02
Datum 14.12.2004

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 12.
Dezember 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit bzw.
Erwerbsminderung.

Der 1949 geborene KlÃ¤ger ist StaatsangehÃ¶riger des ehemaligen Jugoslawien mit
Wohnsitz im Kosovo. Er bezog aufgrund des Urteil des Bayer. Landessozialgerichts
vom 14.07.1992 Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit auf Zeit vom 01.04.1988 bis
31.12.1993.

In der Bundesrepublik hat er Versicherungszeiten zwischen dem 27.09.1971 und
dem 30.11.1978 fÃ¼r insgesamt 84 Monate zurÃ¼ckgelegt. Nach Auskunft des
Arbeitgebers, der Firma S. , war er zunÃ¤chst als Montagestammarbeiter, spÃ¤ter
im Leitungsbau Walsrode beschÃ¤ftigt. Es handelte sich um eine angelernte
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TÃ¤tigkeit, die nach Lohngruppe 7 des Tarifvertrags fÃ¼r die niedersÃ¤chsische
Metallindustrie entlohnt wurde. Der KlÃ¤ger sei kein Facharbeiter gewesen, da die
volle Breite der erforderlichen Kenntnisse und FÃ¤higkeiten eines Facharbeiters im
oben genannten Zeitraum in der Regel nicht erreicht werden kÃ¶nne. Eine
BegrÃ¼ndung fÃ¼r die Umgruppierung in die Lohngrupp 7 konnte nicht mehr
mitgeteilt werden. Eine Lehrausbildung fÃ¼r diese TÃ¤tigkeit gibt es nicht. In
seinem Antrag aus dem Jahre 1988 hatte der KlÃ¤ger angegeben, in seiner Heimat
als Autobusfahrer beschÃ¤ftigt gewesen zu sein und diese TÃ¤tigkeit im MÃ¤rz
1987 aufgegeben zu haben. Angaben zu einer Berufsausbildung machte er nicht.
Versicherungszeiten in seiner Heimat sind von August 1979 bis September 1987 mit
insgesamt 8 Jahren, 1 Monat und 23 Tagen nachgewiesen.

Das Sozialgericht hatte im Verfahren 1991 ein Gutachten bei Dr.Z. (Arzt fÃ¼r
Neurologie und Psychiatrie) und Dr.T. (Ã�rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin) eingeholt.
Nach Untersuchung des KlÃ¤gers war von den SachverstÃ¤ndigen ein cerebrales
Anfallsleiden, ein WirbelsÃ¤ulensyndrom, eine Funktionsbe- hinderung des rechten
Handgelenks, eine hyperkeratotische Pilzerkrankung der HÃ¤nde, eine
FuÃ�fehlform bei Schwielenbildung, eine chronische Bronchitis und ein Zustand
nach Gallenblasenoperation festgestellt worden. Trotz der Anfallserkrankung, bei
der es sich sich um organische bzw. epileptische AnfÃ¤lle unbekannter Ursache
handle, hatten beide SachverstÃ¤ndigen bei einer Anfallsfrequenz, die im
Verwaltungsverfahren mit einmal alle zwei bis drei Monate, im Klageverfahren mit
ein- bis zweimal pro Woche angegeben worden war, ein vollschichtiges
LeistungsvermÃ¶gen angenommen. Im EEG waren keine sicheren Herdzeichen und
keine hÃ¶hergradige Seitendifferenz sichtbar sowie keine spezifischen
Krampfpotentiale erkennbar. Der Gutachter hatte auf nervenfachÃ¤rztlichem Gebiet
keine wesentlichen FunktionsausfÃ¤lle oder Behinderungen feststellen kÃ¶nnen, die
AnfallshÃ¤ufigkeit lasse sich medikamentÃ¶s auf ein MindestmaÃ� reduzieren. Das
SG hatte die Klage gestÃ¼tzt auf diese Gutachten abgewiesen. Im
Berufungsverfahren war der Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr.K. gehÃ¶rt
worden. Dieser hatte sich mit den unterschiedlichen Angaben zur AnfallshÃ¤ufigkeit
auseinander gesetzt. Die Untersuchungen des Serumspiegels wiesen allerdings
darauf hin, dass das verordnete Medikament nicht oder nur unregelmÃ¤Ã�ig
eingenommen werde. Bei Fehlen von verlÃ¤sslichen Fremdbeobachtungen und
Hinweisen im EEG sei nicht auszuschlieÃ�en, dass auch kreislaufbedingte Synkopen
als Anfall klassifiziert worden seien. Die unklaren anfallsartigen ZustÃ¤nde hatte
Dr.K. auch nach Auswertung weiterer Unterlagen fÃ¼r nicht gesichert gehalten und
eine weitere AbklÃ¤rung empfohlen.

Das Landessozialgericht hatte die Beklagte zur Rentenzahlung auf Zeit mit der
BegrÃ¼ndung verurteilt, es handle sich beim KlÃ¤ger um eine schwere spezifische
LeistungseinschrÃ¤nkung. Es kÃ¶nne nicht ohne weiteres davon ausgegangen
werden, dass auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt die an sich noch vollschichtig
zumutbare TÃ¤tigkeit auch verrichtet werden kÃ¶nne. Im Hinblick auf eine
berufskundliche Stellungnahme des Arbeitsamts M. wÃ¼rden ArbeitsplÃ¤tze fÃ¼r
Anfallskranke nicht oder kaum angeboten.

Mit Schreiben vom 20.09.1993 beantragte der KlÃ¤ger die WeitergewÃ¤hrung der
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Rente. Sein Gesundheitszustand habe sich nicht verbessert, sondern verschlechtert.
Zur Sicherung seines Lebensunterhalts sei er auf die Weiterzahlung der Leistungen
angewiesen.

Die Beklagte veranlasste eine Untersuchung des KlÃ¤gers durch den serbischen
VersicherungstrÃ¤ger, die am 12.06.1995 stattfand und erneut eine dauernde
ArbeitsunfÃ¤higkeit bescheinigte. Das LeistungsvermÃ¶gen wurde mit weniger als
zwei Stunden eingeschÃ¤tzt. Auf Veranlassung der Beklagten fand eine weitere
Untersuchung in der Gutachterstelle R. vom 11.11. bis 13.11.1996 durch Dr.A. , Arzt
fÃ¼r Psychiatrie, statt. Dort gab der KlÃ¤ger an, weiterhin unter anfallsartigen
ZustÃ¤nden zu leiden, er werde bewusstlos und falle zu Boden. Diese ZustÃ¤nde
wÃ¼rden etwa einmal monatlich auftreten, das Medikament nehme er
regelmÃ¤Ã�ig ein. Dr.A. stellte folgende Diagnosen: 1. Psychovegetatives Syndrom.
2. Anfallsleiden. 3. WirbelsÃ¤ulenabhÃ¤ngige Beschwerden bei Abnutzungserschei
nungen ohne Funktionsminderung. 4. Zustand nach Kopfverletzung ohne
Bewusstlosigkeit. 5. Keratosen an beiden FuÃ�sohlen. Erneut wurde festgestellt,
dass der Blutserumspiegel gegen die regelmÃ¤Ã�ige Einnahme des Medikaments
spreche. Es fÃ¤nden sich keine leistungseinschrÃ¤nkenden Befundergebnisse, der
neurologische Befund sei im Normbereich. Die psychiatrische Untersuchung
beschreibe einen freundlichen, kooperativen Probanden, der mit demonstrativer
Haltung seine Beschwerden, vor allem bezÃ¼glich der HautverÃ¤nderungen an den
Fersen, betone. Anhaltspunkte fÃ¼r neurotische Entwicklungen zeigten sich nicht.
Der KlÃ¤ger solle aber nicht an gefÃ¤hrdenden Maschinen und nicht am offenen
Feuer arbeiten, fÃ¼r Arbeiten ohne Absturzgefahr und ohne Benutzung eines Pkws
bestehe ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen.

Mit Bescheid vom 24.01.1997 lehnte die Beklagte die WeitergewÃ¤hrung der
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente Ã¼ber den 31.12.1993 hinaus ab mit der BegrÃ¼ndung,
der KlÃ¤ger sei vollschichtig einsetzbar und kÃ¶nne trotz der genannten
GesundheitsstÃ¶rungen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt noch leichte
TÃ¤tigkeiten verrichten.

Seinen dagegen gerichteten Widerspruch begrÃ¼ndete der KlÃ¤ger mit zahlreichen
BefindlichkeitsstÃ¶rungen, ohne die AnfÃ¤lle besonders zu betonen. Da Dr.D. aus
den vorgelegten Unterlagen keine Verschlechterung nachweisen konnte, wies die
Beklagte den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 06.05.1997 zurÃ¼ck.
Zumindest seit dem 01.01.1994 kÃ¶nne der KlÃ¤ger wieder leichte bis
mittelschwere Arbeiten verrichten, die nicht an gefÃ¤hrdenden Maschinen, nicht
verbunden mit dem Hantieren an offenem Feuer und ohne Absturzgefahr
ausgeÃ¼bt werden. Da seine letzte TÃ¤tigkeit einem Angelernten im oberen
Bereich zuzuordnen sei, sei er zum Beispiel auf die TÃ¤tigkeit eines
TagespfÃ¶rtners verweisbar. Diese kÃ¶nne er aufgrund des verbliebenen
LeistungsvermÃ¶gens auch noch verrichten.

Zur BegrÃ¼ndung seiner dagegen erhobenen Klage zum Sozialgericht Landshut hat
der KlÃ¤ger moniert, es sei von der Beklagten bei der Entscheidung nicht
berÃ¼cksichtigt worden, dass er bereits seit neun Jahren Invalidenrente der ersten
Kategorie beziehe und keiner Arbeit mehr nachgehen kÃ¶nne.
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Mehrfache Versuche der Ladung des KlÃ¤gers zur Untersuchung und zur
mÃ¼ndlichen Verhandlung fehlgeschlagen, obwohl der mit der Begutachtung
beauftragte Dr.P. mitgeteilt hatte, dass zur genauen Beurteilung des
Gesundheitszustands unbedingt Funktionsuntersuchungen sowie eine
psychiatrische Untersuchung erforderlich und deshalb die angeordnete
Untersuchung unerlÃ¤sslich sei.

Das Sozialgericht hat die Klage mit Urteil vom 12.12.2001 abgewiesen mit der
BegrÃ¼ndung, trotz nachdrÃ¼cklichen Hinweises sei der KlÃ¤ger mehrfach zur
Untersuchung nicht erschienen und des- halb habe sich nach dem Grundsatz der
objektiven Beweislast Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit nicht feststellen lassen. Aus
den vom KlÃ¤ger vorgelegten Unterlagen gingen neue wesentliche Tat- sachen
nicht hervor.

Mit Schreiben vom 16.05.2002 hat der KlÃ¤ger gegen das ableh- nende Urteil des
Sozialgerichts Landshut Berufung eingelegt. Er hat darauf hingewiesen, dass er
nach der Entscheidung des RentenversicherungstrÃ¤gers im Kosovo Invalide und
nicht reisefÃ¤hig sei.

Auf Anfrage des Senats hat der behandelnde Arzt Dr.Z. mitgeteilt, der KlÃ¤ger sei
nicht in der Lage, lÃ¤ngere Reisen zu unternehmen. Er bedÃ¼rfe
neuropsychiatrischer Kontrollen und aufgrund der EKG-Aufnahme sei eine lÃ¤ngere
Reise auch mit Begleitperson nicht mÃ¶glich. Dies hat auch der zwischenzeitlich
bevollmÃ¤chtigte Sohn des KlÃ¤gers bestÃ¤tigt.

Auf Veranlassung des Senats hat Dr.V. am 20.09.2004 ein Gutachten nach
Aktenlage erstellt. Dr.V. hat dabei die vorhandenen und vor allem die zuletzt aus
dem Kosovo Ã¼bersandten Befunde sowie die frÃ¼heren Gutachten ausgewertet
und folgende Diagnosen gestellt:

1. Anfallsleiden ungeklÃ¤rter Genese.

2. Zustand nach SchÃ¤del-Hirntrauma Grad I 1975 ohne Hinweis fÃ¼r eine dadurch
bedingte organische SchÃ¤digung des Gehirns.

Soweit es sich nach Aktenlage beurteilen lasse, habe sich der Gesundheitszustand
des KlÃ¤gers seit der Untersuchung im Rentenverfahren im Januar 1997 nicht
wesentlich verÃ¤ndert. Seit Dezember 1993 seien dem KlÃ¤ger leichte bis
mittelschwere Arbeiten im Gehen, Stehen und Sitzen, sowohl im Freien als auch in
geschlossenen RÃ¤umen zumutbar, wobei Arbeiten unter Zeitdruck, im Akkord, am
FlieÃ�band, mit Absturzgefahr oder mit Verletzungsgefahr an laufenden Maschinen
zu vermeiden seien. Aufgrund des Anfallsleiden sei der KlÃ¤ger auch nicht in der
Lage, ein Kfz zu fÃ¼hren. Besondere Anforderungen an die nervliche Belastbarkeit
und die Stresstoleranz kÃ¶nnten nicht gestellt werden. Die Umstellungs- und
AnpassungsfÃ¤higkeit entspreche dem allgemeinen Ausbildungszustand. Es handle
sich um einen Dauerzustand, wobei sich durch eine angemessene antikonvulsive
Medikation die AnfallshÃ¤ufigkeit vermindern lasse. Beim Fehlen von ausreichend
gesicherten Vorbefunden mÃ¼sse man sich auf das Ergebnis der Untersuchung in
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R. , sowie der Untersuchung durch Dr.Z. und die bei der Untersuchung 1997 bei
Dr.A. erhobenen Befunde stÃ¼tzen. Wie bei allen anderen Untersuchungen habe
auch ein bei Dr.Z. abgeleitetes EEG keine krampfspezifischen Potentiale und keine
AllgemeinverÃ¤nderungen gezeigt. Auch die durchgefÃ¼hrte
Computertomographie des SchÃ¤dels habe damals einen altersentsprechenden
unauffÃ¤lligen Befund ergeben. Dr.V. hat deshalb die bereits vorher von Dr.A.
angenommene vollschichtige LeistungsfÃ¤higkeit fÃ¼r leichte bis mittelschwere
Arbeiten bestÃ¤tigt, ebenso die qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen. Es sei
aufgrund der vorliegenden Befunde auch nicht belegt, dass eine relevante
psychische StÃ¶rung beim KlÃ¤ger bestehe. Entsprechende psychopathologische
Schilderungen lÃ¤gen weiterhin nicht vor. Dr.V. hat deshalb den KlÃ¤ger weiterhin
fÃ¼r vollschichtig einsatzfÃ¤hig gehalten, wenn auch EinschrÃ¤nkungen
bezÃ¼glich des Anfallsleidens zu machen seien.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom
12.12.2001 sowie den Bescheid der Beklagten vom 24.01.1997 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 06.05.1997 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihm Ã¼ber den 31.12.1993 hinaus Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit,
hilfsweise wegen BerufsunfÃ¤higkeit, hilfsweise Rente wegen Erwerbsminderung zu
bezahlen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akten der Beklagten, des
Sozialgerichts Landshut und des Bayer. Landessozialgerichts sowie die
beigezogenen erledigten Verfahrensakten des Sozialgerichts Landshut, S 12 Ar
5025/90, und des Bayer. Landessozialgerichts, L 5 Ar 388/91, Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143, 144, 151 Sozialgerichtsgesetz (SGG) form- und fristgerecht
eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, erweist sich jedoch als unbegrÃ¼ndet.

Der Anspruch des KlÃ¤gers auf Versichertenrente wegen Berufs- oder
ErwerbsunfÃ¤higkeit ist wegen der Antragstellung vor dem 31.03.2001 an den
Vorschriften des SGB VI in der bis 31.12.2000 geltenden Fassung (a.F.) zu messen,
da geltend gemacht ist, dass dieser Anspruch bereits seit einem Zeitpunkt vor dem
01.01.2001 besteht (vgl. Â§ 300 Abs.2 SGB VI). FÃ¼r den Anspruch des KlÃ¤gers
sind aber auch die Vorschriften des SGB VI in der ab 01.01.2001 geltenden Fassung
(n.F.) maÃ�gebend, soweit sinngemÃ¤Ã� auch (hilfs- weise) vorgetragen ist, dass
jedenfalls ein Anspruch auf Rente wegen Erwerbsminderung seit einem Zeitpunkt
nach dem 31.12.2000 gegeben sei (vgl. Â§ 300 Abs.1 SGB VI).

Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§
43 Abs.1 SGB VI a.F., da er vom 01.01.1994 bis jetzt nicht im Sinne des zweiten
Absatzes dieser Vorschrift berufsunfÃ¤hig ist. Nach Â§ 43 Abs.2 SGB VI a.F. sind
nÃ¤mlich nur solche Versicherte berufsunfÃ¤hig, deren ErwerbsfÃ¤higkeit aus
gesundheitlichen GrÃ¼nden auf weniger als die HÃ¤lfte derjenigen von gesunden
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Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen und
FÃ¤higkeiten gesunken ist (Satz 1). Der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen die
ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist, umfasst hierbei alle
TÃ¤tigkeiten, die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen und ihnen unter Be-
rÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung sowie ihres
bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen ihrer bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen (Satz 2). BerufsunfÃ¤hig ist nicht, wer
eine zumutbare TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben kann; dabei ist die jeweilige
Arbeitsmarkt- lage nicht zu berÃ¼cksichtigen (Satz 4). Die hier genannten
Tatbestandsmerkmale der BerufsunfÃ¤higkeit liegen beim KlÃ¤ger nicht vor.

Durch die medizinischen Gutachten ist nicht in ausreichendem Umfang beweisen,
dass der KlÃ¤ger an einem Anfallsleiden erkrankt ist, das eine ErwerbstÃ¤tigkeit
nicht mehr zulÃ¤sst. Die aus dem Kosovo mitgeteilten Befunde sind zu unprÃ¤zise
und zu ungenau, so dass hierauf keine positive Entscheidung zu Gunsten des
KlÃ¤gers gestÃ¼tzt werden kann. Bei den Untersuchungen in der Bundesrepublik
konnte weder je ein Anfall beobachtet werden, noch wurden technische Befunde
erhoben, die ein Anfallsleiden beweisen oder auch nur nahelegen. So war bei Dr.Z.
die EEG-Ableitung im Normbereich und Krampfpotentiale waren nicht nachweisbar,
auch das SchÃ¤del-CT ergab einen altersentsprechenden Befund. Die Schilderung
und die Berichte Ã¼ber die AnfallshÃ¤ufigkeit waren im Ã�brigen unterschiedlich.
Erschwert wird die Beurteilung des Anfallsleidens auch dadurch, dass bei allen
Untersuchungen eine ausreichende Aufnahme des zur UnterdrÃ¼ckung der
AnfÃ¤lle erforderlichen Medikaments nicht nachweisbar war. So hat der KlÃ¤ger
zwar immer behauptet, die Medikamente einzunehmen, die Untersuchungen des
Blutserumspiegels erbrachten aber keine Werte im messbaren Bereich, so dass
davon auszugehen ist, der KlÃ¤ger nehme das ihm verordnete Medikament nicht
oder nur unregelmÃ¤Ã�ig ein. Auf diese Problematik bei der Beurteilung und
Einstufung der AnfÃ¤lle, insbesondere auch der AnfallshÃ¤ufigkeit hat bereits Dr.K.
ausfÃ¼hrlich 1991 hingewiesen. Es konnte zwar nicht ausgeschlossen werden, dass
es sich um typische Grand mal-AnfÃ¤lle handelte, allerdings ist die Beurteilung der
QualitÃ¤t und der Auswirkung des Anfallsleidens schwierig, wenn nicht auf
fremdanamnestische oder fachÃ¤rztliche Schilderungen der AnfÃ¤lle
zurÃ¼ckgegriffen werden kann. Bereits Dr.K. hat darauf hingewiesen, dass von
Laien zum Beispiel psychogene AnfÃ¤lle hÃ¤ufig als organisch verursacht verkannt
werden und auch gar nicht einmal so selten kreislaufbedingte Synkopen als Anfall
klassifiziert werden. Auch bei dieser Beurteilung spielte eine maÃ�gebliche Rolle,
dass die EEG-Ableitungen in der Bundesrepublik, aber auch in Belgrad, normale
Befunde gezeigt haben. Auch fÃ¤llt auf, dass der KlÃ¤ger bei der Schilderung seiner
Beschwerden im jetzigen Berufungsverfahren zunÃ¤chst Ã¼berwiegend die
GesundheitsstÃ¶rungen an der WirbelsÃ¤ule und an den FÃ¼Ã�en in den
Vordergrund stellt und weniger Angaben zu den AnfÃ¤llen macht. FÃ¼r die
Beurteilung des LeistungsvermÃ¶gens ist aber gerade das Anfallsleiden von
herausragender Bedeutung und dabei auch die Frage der BehandlungsfÃ¤higkeit.
Ausschlaggebend fÃ¼r die EinschÃ¤tzung, in welchem AusmaÃ�e das
LeistungsvermÃ¶gen im Erwerbsleben gemindert ist, ist die HÃ¤ufigkeit und die
Schwere der AnfÃ¤lle und deren UnterdrÃ¼ckung durch die Einnahme
entsprechender Medikamente. Dies kann im Falle des KlÃ¤gers nicht aufgeklÃ¤rt
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werden und aufgrund des bekannten Verlaufs der Erkrankung Ã¼ber die Zeit seit
der ersten Antragstellung hat Dr.V. vollschichtige leichte Arbeiten nicht
ausgeschlossen, sofern bei diesen Arbeiten eine GefÃ¤hrdung, zum Beispiel wegen
des Besteigens von Leitern und GerÃ¼sten oder des Arbeitens an laufenden
Maschinen, ausgeschlossen ist. Die abschlieÃ�ende Beurteilung, wie sie Dr.V. fÃ¼r
den Senat zusammengefasst hat, stÃ¼tzt sich besonderns auf die Ã�rzte, die den
KlÃ¤ger in der Bundesrepublik persÃ¶nlich untersucht haben und trÃ¤gt auch dem
Umstand Rechnung, dass aus den Unterlagen der behandelnden Ã�rzte keine
Nachweise einer Verschlechterung des Gesundheitszustands entnommen werden
kÃ¶nnen. In einem Bericht vom 13.05.2003 spricht der behandelnde Arzt Dr.Z. von
Selbstbewusstseinskrisen, die trotz antiepileptischer Therapie auftreten. Deshalb
kÃ¶nnten kÃ¶rperliche Anstrengungen, kÃ¶rperliche Belastungen in Hitze,
AktivitÃ¤ten in und an Wasseranlagen sowie der Aufenthalt an hÃ¶heren Stellen
und lÃ¤ngere Reisen dem KlÃ¤ger nicht zugemutet werden. In anderen Berichten
spricht er dagegen von epileptischen AnfÃ¤llen, wobei die Vorlage von Ã¤rztlichen
Unterlagen aus der neuropsychiatrischen Kontrolle nicht mÃ¶glich war, da die
Unterlagen aus der Zeit vor 1999 durch den Krieg verloren gingen. Die vorgelegten
Unterlagen standen dem SachverstÃ¤ndigen Dr.V. zur Auswertung zur VerfÃ¼gung.
Die neuesten Berichte aus dem Kosovo nennen im Ã�brigen wenig Befunde,
sondern die Therapien und die Notwendigkeit der Ã�berwachung, ohne dass sich
aus dem Bericht ergibt, inwieweit die Einnahme der verordneten Medikamente
Ã¼berwacht wird. Da dem gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen Dr.V. alle frÃ¼heren
Untersuchungsergebnisse sowie die neuesten Berichte zur Auswertung zur
VerfÃ¼gung standen, hegt der Senat keine Zweifel an der Beurteilung durch Dr.V
â�¦ Das Gutachten von Dr.V. macht dabei besonders deutlich, dass die genauere
Einordnung und die Ursache weiterhin ungeklÃ¤rt geblieben ist, eine Unklarheit, die
zu Lasten des KlÃ¤gers geht. Denn nach dem Grundsatz der auch im
sozialgerichtlichen Verfahren herrschenden objektiven Beweislast trÃ¤gt jeder die
Beweislast fÃ¼r die Tatsachen, die den von ihm geltend gemachten Anspruch
begrÃ¼nden (Jens Meyer-Ladewig, SGG, 7. Auflage, Â§ 109 Anm.19a).

In der berufskundlichen Stellungnahme, die das Landessozialgericht bei der
Entscheidung Ã¼ber die Zeitrente zugrunde gelegt hat, wird entscheidend auf die
HÃ¤ufigkeit der AnfÃ¤lle und die daraus entstehende VermittlungsunfÃ¤higkeit auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt abgestellt. Da trotz des langjÃ¤hrigen Verfahrens
nun nichts Ã¼ber die HÃ¤ufigkeit der AnfÃ¤lle beweisbar ist, kann nicht nochmals
unterstellt werden, dass es sich deshalb um eine so gravierende
LeistungseinschrÃ¤nkung handelt, wie sie in dieser Stellungnahme fÃ¼r die
Verschlossenheit des Arbeitsmarktes angenommen wird. DarÃ¼ber hinaus wurde in
dem berufskundlichen Gutachten auch zugrunde gelegt, dass weitere gravierende
LeistungseinschrÃ¤nkungen wie eine unvollstÃ¤ndige Greifleistung und
intellektuelle MÃ¶glichkeiten am unteren Rande der Norm vorliegen und aus diesem
Grunde die Vermittelbarkeit auf den Arbeitsmarkt ausgeschlossen ist. Diese
weiteren LeistungseinschrÃ¤nkungen treffen beim KlÃ¤ger jedoch nicht zu, so dass
der Senat weder die Verschlossenheit des Arbeitsmarktes noch ein Erfordernis
unÃ¼blicher Arbeitsbedingungen als nachgewiesen ansieht und keine schwere
spezifische LeistungseinschrÃ¤nkung im Sinne der sog. KatalogfÃ¤lle anerkannt
werden kann, die die konkrete Benennung einer VerweisungstÃ¤tigkeit nach sich
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ziehen wÃ¼rde (vgl. dazu Niesel in Kasseler Kommentar, Anm.37 zu Â§ 43 SGB VI).

Es ist auch nicht erkennbar geworden, dass Ã¼ber die bekannten
GesundheitsstÃ¶rungen hinaus weitere Erkrankungen vorliegen, die mit
schwerwiegenden LeistungseinschrÃ¤nkungen verbunden sind. Der KlÃ¤ger hat
diesbezÃ¼glich keine weiteren Angaben gemacht oder entsprechende Befunde
vorgelegt. Nach alledem ist nicht mit ausreichender Wahrscheinlichkeit
nachgewiesen, dass das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers auf weniger als acht
Stunden herabgesunken ist.

Neben den Auswirkungen der GesundheitsstÃ¶rungen auf das beruf- liche
LeistungsvermÃ¶gen ist weiterer Ausgangspunkt fÃ¼r die Feststellung der
BerufsunfÃ¤higkeit der Hauptberuf des Versicherten. Bei dessen Bestimmung ist
grundsÃ¤tzlich von der zuletzt ausge- Ã¼bten versicherungspflichtigen
BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit aus- zugehen (vgl. KassKomm-Niesel Â§ 43 SGB VI
Rdnr.21 ff. m.w.N.). MaÃ�geblicher Hauptberuf ist vorliegend die TÃ¤tigkeit eines
Montagehelfers.

Obwohl der KlÃ¤ger seinen maÃ�geblichen Beruf nicht mehr ausÃ¼ben kann, ist er
aber dennoch nicht berufsunfÃ¤hig. FÃ¼r die Annahme von BerufsunfÃ¤higkeit
reicht es nÃ¤mlich nicht aus, wenn Versicherte ihren bisherigen Beruf nicht mehr
ausÃ¼ben kÃ¶nnen; vielmehr sind â�� wie sich aus Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI a.F.
ergibt â�� Versicherte nur dann berufsunfÃ¤hig, wenn ihnen auch die Verweisung
auf andere BerufstÃ¤tigkeiten aus gesundheitlichen GrÃ¼nden oder sozial nicht
mehr zumutbar ist (stÃ¤ndige Rechtsprechung des BSG, vgl. u.a. SozR 2200 Â§
1246 Nr.138).

Die soziale Zumutbarkeit einer VerweisungstÃ¤tigkeit beurteilt sich nach der
sozialen Wertigkeit des bisherigen Berufs. Um diese zu beurteilen, hat das BSG die
Berufe der Versicherten in Gruppen eingeteilt. Diese Berufsgruppen sind ausgehend
von der Bedeutung, die Dauer und Umfang der Ausbildung fÃ¼r die QualitÃ¤t eines
Berufes haben, gebildet worden. Dementsprechend werden die Gruppen durch den
Leitberuf des Vorarbeiters mit Vorgesetztenfunktion bzw. des besonders hoch
qualifizierten Facharbeiters, des Facharbeiters (anerkannter Ausbildungsberuf mit
einer Ausbildungszeit von mehr als zwei Jahren), des angelernten Arbeiters
(sonstiger Ausbildungsberuf mit einer Regelausbildungszeit von bis zu zwei Jahren)
und des ungelernten Arbeiters charakterisiert (vgl. BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nr.138
und 140). Die Einordnung eines bestimmten Berufs in dieses Mehrstufenschema
erfolgt aber nicht auschlieÃ�1ich nach der Dauer der absolvierten fÃ¶rmlichen
Berufsausbildung. Ausschlaggebend hierfÃ¼r ist vielmehr allein die QualitÃ¤t der
verrichteten Arbeit, d.h. der aus einer Mehrzahl von Faktoren zu ermittelnde Wert
der Arbeit fÃ¼r den Betrieb. Es kommt auf das Gesamtbild an, wie es durch die in 
Â§ 43 Abs.2 Satz 2 SGB VI am Ende genannten Merkmale (Dauer und Umfang der
Ausbildung sowie des bisherigen Berufs, besondere Anforderungen der bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit) umschrieben wird (vgl. z.B. BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr.27 und
33). GrundsÃ¤tzlich darf der Versicherte im Vergleich zu seinem bisherigen Beruf
auf die nÃ¤chstniedrigere Gruppe verwiesen werden (vgl. BSG SozR 2200 Â§ 1246
Nr.143 m.w.N.; SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr.5).
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Im Falle des KlÃ¤gers ist zum Beispiel eine Verweisung auf TÃ¤tigkeiten als
PfÃ¶rtner mÃ¶glich, da hier die besondere GefÃ¤hrdungssituation nicht auftritt.
Eine Verweisung des KlÃ¤gers auf PfÃ¶rtnertÃ¤tigkeiten ist mit einer Einstufung als
oberer Angelernter vereinbar, wobei auch in dieser Frage nicht restlos aufklÃ¤rbar
war, ob er tatsÃ¤chlich TÃ¤tigkeiten verrichtet hat, die einem oberen Angelernten
entsprechen, oder ob er aus GrÃ¼nden, die nicht mehr feststellbar waren, nur in
diese Tariflohngruppe eingestuft wurde. Aber auch unter BerÃ¼cksichtigung einer
Qualifizierung als oberer Angelernter ist der KlÃ¤ger auf die genannten TÃ¤tigkeiten
verweisbar.

Ob dem KlÃ¤ger ein Arbeitsplatz auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland
tatsÃ¤chlich vermittelt werden kÃ¶nnte, ist rechtlich unerheblich, da bei
vollschichtig einsatzfÃ¤higen Versicherten der Arbeitsmarkt als offen anzusehen ist
und das Risiko der Arbeitsvermittlung von der gesetzlichen
Arbeitslosenversicherung und nicht von der gesetzlichen Rentenversicherung zu
tragen ist; dementsprechend bestimmt Â§ 43 Abs.2 Satz 4 SGB VI a.F., dass nicht
berufsunfÃ¤hig ist, wer eine zumutbare TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben kann,
und dass hierbei die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen ist (vgl.
zum Vorstehenden zusammenfassend den Beschluss des GroÃ�en Senats des BSG
vom 19.12.1996 â�� GS 2/95 = SozR 3-2600 Â§ 44 Nr.8).

Der KlÃ¤ger, der keinen Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit hat, hat erst
recht keinen Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs.1
SGB VI a.F., weil er die noch strengeren Voraussetzungen des Begriffs der
ErwerbsunfÃ¤higkeit im Sinne des zweiten Absatzes dieser Vorschrift nicht erfÃ¼llt.
Nach Â§ 44 Abs.2 Satz 2 Nr.2 SGB VI a.F. sind solche Versicherte nicht
erwerbsunfÃ¤hig, die â�� wie der KlÃ¤ger â�� (irgend)eine BerufstÃ¤tigkeit noch
vollschichtig ausÃ¼ben kÃ¶nnen; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu
berÃ¼cksichtigen.

Gleiches gilt auch fÃ¼r die Rente wegen teilweiser oder voller Erwerbsminderung
nach Â§Â§ 43, 240 SGB VI n.F., da ein LeistungsvermÃ¶gen von mehr als sechs
Stunden festgestellt wurde.

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 SGG zuzulassen, liegen nicht vor.

Erstellt am: 01.07.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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